K O A L I T I O N S V E R T R A G

zwischen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen in Rheinland-Pfalz

Auszüge, die die Themen Behinderung, Barrierefreiheit und Inklusion betreffen

zusammen gestellt von Ottmar Miles-Paul

Landesbehindertenbeauftragter von Rheinland-Pfalz

1.
Den sozial-ökologischen Wandel gestalten – unser gemeinsamer Weg für Rheinland-Pfalz

Unsere Stärke liegt in der Vielfalt und den Potentialen der Menschen, der gegenseitigen Wertschätzung und Gleichstellung. Frauen und Männer, Menschen mit und ohne Behinderung, mit und ohne Migrationshintergrund, Ältere und Jüngere, mit den unterschiedlichsten Familien- und Lebensbildern, wir alle sind die Zukunft von Rheinland-

Pfalz. (Seite 6)
2. 
Wir wollen die beste Bildung für Alle

Unser Kita Plus-Programm

Wir werden mit einem neuen Förderprogramm „Kita plus: für starke Kinder und starke Eltern“

vielfältige pädagogische Konzepte unterstützen, die alle Kinder in die Lage versetzen, ihre

Fähigkeiten zu entwickeln und hierbei den Aspekt der Altersmischung, der Inklusion, der

Sprachförderung, der Familienbildung und die besondere Situation des Übergangs in die

Schule berücksichtigen. (Seite 7)

Die UN-Behindertenrechtskonvention ist Auftrag und Verpflichtung für alle Bildungseinrichtungen von der Kindertagesstätte über die Schule bis zur Hochschule. Wir werden die Betreuung von Kindern mit Behinderungen in Regelkindertagesstätten oder in integrativen Gruppen mit sonderpädagogischer und therapeutischer Unterstützung umsetzen.

Ein Element der frühen Förderung ist auch, schon in der Kita sehr frühzeitig über eine geeignete Diagnostik festzustellen, wo und welcher spezielle Förderbedarf bei einem Kind

besteht. Dazu wollen wir in der Aus- und Fortbildung die Kompetenzen von Erzieherinnen

und Erziehern in der Entwicklungsdiagnostik stärken. Außerdem werden wir in diesem

Zusammenhang Netzwerkstrukturen/Kooperationen mit Expertinnen und Experten und

Fachstellen ausbauen. (Seite 8/9) 

Gute Schulen – Gute Chancen

Wir wollen, dass Eltern von Kindern mit Behinderungen über die Schulform für ihre Kinder selbst entscheiden können. Dazu werden wir im Schulgesetz als weiteren Schritt auf dem

Weg zur Inklusion ein Wahlrecht zwischen Förderschulen und integrativen / inklusiven Angeboten in der Regelschule verankern. Wir wollen dabei verstärkt Regelschulen in die Lage versetzen, mit sonderpädagogischer Unterstützung solche Angebote vorzuhalten, wie

dies bei den Schwerpunktschulen bereits der Fall ist. (Seite 11) 

Neue Impulse im Schulbau

Wir wollen die Schulbaurichtlinie um Empfehlungen für energetische und ökologische Gestaltungskriterien erweitern und Anreize für eine pädagogisch ansprechende, barrierefreie

Architektur schaffen. (Seite 12) 
Offene und starke Hochschulen

Wir werden uns außerdem dafür einsetzen, dass an Hochschulen die Belange von

Studierenden mit Behinderung stärker berücksichtigt werden. (Seite 14) 

4. Starke Wirtschaft

Fachkräftebedarf sichern

Um beim Wettbewerb um die Talente erfolgreich zu sein, können sich mittelständische rheinland-pfälzische Unternehmen mit dem Ansatz einer lebensphasenorientierten Personalpolitik auf dem Markt als innovative Arbeitgeber mit hervorragenden Angeboten für ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer positionieren (Dual Career, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Alternsgerechte Arbeit, Wissenstransfer). Hier sollen auch gezielte Strategien im Diversity Management verfolgt werden. Die rot-grüne Landesregierung wird sich für die Schaffung von Ausbildungsplätzen, die Nach- und Zusatzqualifizierung gering qualifizierter junger Menschen und die Weiterbeschäftigung Älterer engagieren. Die Steigerung der Karrierechancen und der Erwerbstätigkeit von Frauen ist den Koalitionspartnern ein besonderes Anliegen.

Für kleine und mittlere Unternehmen wollen wir als einen Baustein der Wirtschaftspolitik eine

Anlaufstelle für Diversity Management schaffen. (Seite 26) 
Die Welt ist gern bei uns zu Gast

Der Tourismus ist ein hoher wirtschaftlicher Faktor unseres Landes. Die Tourismusstrategie 2015 werden wir gemeinsam mit den bisherigen Partnern fortführen und weiter entwickeln. Wir wollen den Tourismus in Rheinland-Pfalz nachhaltig und barrierefrei gestalten. Zentrale

Maßgaben sind für uns sozial gerechte, innovative und ökologische Kriterien. (Seite 28) 

6. Gute Arbeit

Aktive Arbeitsmarktpolitik

Wir legen in unserer aktiven Arbeitsmarktpolitik besonderen Wert auf Praxisnähe, setzen

regionale Schwerpunkte und kooperieren eng mit allen Akteuren des Arbeitsmarktes. Wir

setzen uns ein für eine noch bessere Integration von Menschen mit Behinderungen auf dem

allgemeinen Arbeitsmarkt. (Seite 39) 

7. Soziale Verantwortung

Zu den Schwerpunkten unserer Sozialpolitik gehört die Bekämpfung und Vermeidung von Armut, die Förderung von Familien in ihrer Vielfalt, das Zusammenleben der Generationen, ein gutes Leben im Alter, gleiche Chancen von Frauen und Männern, Schritt für Schritt mehr Inklusion für Menschen mit Behinderungen, die gleichberechtigte Teilhabe von Migrantinnen und Migranten in allen Bereichen des Lebens und Arbeitens und die vollständige rechtliche Gleichstellung von Schwulen und Lesben. (Seite 42) 
Armut vermeiden und bekämpfen

Wir werden eine soziale Infrastruktur etablieren, die dazu beiträgt, Armut zu vermeiden und Ausgrenzung zu verhindern. Dazu gehören die Weiterentwicklung der sozialen Wohnraumförderung, kinder- und familienfreundliche Kommunen, Barrierefreiheit und die umfassende Inklusion für Menschen mit Behinderungen. (Seite 43)

Damit es Familien gut geht
Eltern mit behinderten Kindern brauchen besondere Förderung, Unterstützung und Hilfen.

Wir wollen die Vernetzung verschiedener Leistungen verbessern und ein wohnortnäheres

Angebot der sozialmedizinischen Nachsorge in Rheinland-Pfalz unterstützen. Wir wollen

Eltern, die ein Kind mit Behinderungen erwarten, ermutigen und befähigen, sich dieser Aufgabe zu stellen. Sie brauchen vor und nach der Geburt eine gute Beratung und die Kinder eine gute Förderung von Anfang an. Das kann durch eine verstärkte Zusammenarbeit

von Schwangerenberatungsstellen, gynäkologischen und humangenetischen Praxen, Elternselbsthilfe, Geburts- und Kinderkliniken, Hebammen und Kinderärztinnen und -ärzten,

Sozialpädiatrischen Zentren und weitere Angebote der Eingliederungs- und der Kinder- und

Jugendhilfe geschehen. (Seite 45) 

Für ein gutes Leben im Alter – Wir werden Rheinland Pfalz generationengerecht gestalten

Wir wollen selbstbestimmtes Wohnen und Leben im Alter fördern. Wir werden das barrierefreie Wohnen sowie neue Wohnformen, zum Beispiel gemeinschaftliches und generationenübergreifendes Wohnen, unterstützen und ein breites, differenziertes und flexibles Angebot für unterschiedliche Zielgruppen entwickeln, das auch dazu beiträgt, schrittweise die konventionellen Alteneinrichtungen zu ersetzen. Wir werden auch das selbstbestimmte Wohnen älterer Menschen, pflegebedürftiger volljähriger Menschen und von Menschen mit Behinderungen, die in Einrichtungen leben, fördern. Ihr Kontakt ins Wohnumfeld ist uns wichtig.

Wir werden darauf hinwirken, dass alternative Wohnformen – auch für Menschen mit Demenz – und Formen des generationenübergreifenden Wohnens immer mehr die Regel werden. Bei der Wohnungsbauförderung des Landes setzen wir einen besonderen Schwerpunkt auf neue gemeinschaftliche generationenübergreifende Wohnformen. Dabei sollen Umwelt- und energetische Aspekte berücksichtigt werden. Die Entwicklung eines Qualitätssiegels für alternative Wohnformen bzw. für selbstbestimmtes Wohnen im Alter werden wir prüfen. In ländlichen Räumen werden wir Initiativen für eine wohnortnahe Nahversorgungsstruktur unterstützen, zum Beispiel Dorfläden. Durch die Unterstützung des barrierefreien Umbaus von selbstgenutztem und von Mietwohnraum im Rahmen des Landesprogramms Sozialer Wohnungsbau werden wir die Möglichkeiten der eigenverantwortlichen Lebensführung älterer Menschen stärken. Dazu gehört auch, den Zugang zu haushaltsnahen Dienstleistungen und Pflegediensten zu erleichtern und die Vermittlung dieser Dienstleistungen über die auszubauenden Pflegestützpunkte

zu sichern. Auch die Förderung von Projekten wie Seniorenpatinnen und –paten oder Nachbarschaftshilfen gilt es zu verstetigen, um Zukunftsperspektiven für das Wohnen und Leben im Alter in kleinen sozialen Netzwerken mit bedarfsgerechten Hilfsangeboten und einer verlässlichen Versorgung vor Ort zu eröffnen.

Um Gesundheit und Mobilität im Alter zu stärken, werden wir dazu beitragen, die Gesundheitsversorgung sowohl im stationären als auch im ambulanten Bereich auf den speziellen Bedarf älterer Menschen einzustellen.

Wir werden uns für eine Dorf- und Stadtteilentwicklung einsetzen, die die Bedürfnisse älterer Menschen berücksichtigt, das heißt ein flächendeckendes barrierefreies Mobilitätsangebot, barrierefreie Läden und Dienstleistungen, Hol- und Bringdienste und eine unabhängige stadtteil- und wohnortnahe Wohn- und Pflegeberatung.

Wir werden die barrierefreien Zugänge zu Informationen und Teilhabe verbessern.

Wir werden dafür sorgen, dass alle Umbau- und Neubaumaßnahmen des Landes und auch die öffentliche Infrastruktur (Öffentlicher Personennahverkehr, Dorf- und Stadtumbauprogramm etc.) generationengerecht geplant und barrierefrei gestaltet werden. (Seite 47/48) 

Schritt für Schritt mehr Inklusion

Unser Ziel ist ein Gemeinwesen, zu dem alle Menschen mit ihren unterschiedlichen Stärken, Schwächen und Bedürfnissen gleichberechtigt dazugehören. Deshalb werden wir die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in Rheinland-Pfalz forcieren. 

Unsere Leitlinie ist „Leben wie alle – mittendrin von Anfang an“. Orientiert an dieser Leitlinie werden wir Schritt für Schritt mehr Inklusion verwirklichen. Gemeinsames Lernen von Anfang an, der Zugang zum allgemeinen Arbeitsmarkt und das Wohnen im Quartier müssen auch für Menschen mit umfassendem Unterstützungsbedarf der Normalfall sein. Dazu brauchen

wir eine umfassende Barrierefreiheit, die Förderung von "Persönlicher Assistenz", ein breites

Spektrum inklusiver Wohnformen und die Weiterentwicklung des "Persönlichen Budgets". Wir werden die Integrationsbetriebe und das "Budget für Arbeit" ausbauen, damit mehr Menschen mit Behinderungen eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufnehmen können.

Wir brauchen eine Infrastruktur, die Menschen mit Behinderungen gerecht wird. Es muss eine Selbstverständlichkeit bei allen Planungen werden, dass die Bedürfnisse von Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen adäquat berücksichtigt werden. Beratung und ambulante Hilfe müssen da angeboten werden, wo Menschen mit Behinderungen leben. 
Wir werden die Selbsthilfeinitiativen und eine kraftvolle, auf Inklusion ausgerichtete Interessenvertretung von Menschen mit Behinderungen unterstützen, auch beim Abschluss von Zielvereinbarungen für Barrierefreiheit und Inklusion.

Alle Lebensbereiche der Gesellschaft müssen schrittweise barrierefrei werden. Barrierefreiheit bedeutet Nutzbarkeit für alle Menschen mit und ohne Behinderung, unabhängig von der Art und Ausprägung ihrer Beeinträchtigung.

Wir werden den Aktionsplan der Landesregierung zusammen mit den Kommunen und mit vielen Partnerinnen und Partnern im Land konsequent umsetzen und fortschreiben.

Wir setzen uns dafür ein, dass auf kommunaler Ebene kommunale Aktionspläne eingeführt

werden. Wir werden die Umsetzung von Maßnahmen aus vorhandenen kommunalen Aktionsplänen fördern.

Wir wollen die Ambulantisierung und Dezentralisierung im Bereich der Eingliederungshilfe für

behinderte Menschen voranbringen: Wir unterstützen gemeindeintegrierte kleinere Wohnangebote für Menschen mit und ohne Behinderung.

Wir respektieren das Wunsch- und Wahlrecht behinderter Menschen und ihrer Angehörigen. Eventuell bestehende Ängste und Verunsicherungen Beteiligter nehmen wir sehr ernst. Oberstes Prinzip ist die Sicherung einer qualitativ hochwertigen Unterstützung und Betreuung. Wir wollen die Kompetenz von spezialisierten Einrichtungen für die aufsuchende und ambulante Unterstützung und Assistenz für alle Menschen, die darauf angewiesen sind, sichern.

Wir werden uns aktiv beteiligen an der Erarbeitung eines Gesetzentwurfs zur Reform der

Eingliederungshilfe auf Bundesebene.

Wir wollen die Unterstützungsleistungen für Menschen mit Behinderungen an ihren individuellen Bedürfnissen orientieren, das heißt die personenorientierte, partizipative Einzelfall- und Globalsteuerung durch das Land und die Kommunen.
Wir werden die Sonderprogramme zur Eingliederung von behinderten Menschen auf dem regulären Arbeitsmarkt fortsetzen. Wir wollen die Beschäftigungsmöglichkeiten auf dem

allgemeinen Arbeitsmarkt für Menschen mit Behinderungen stärken. Der Ausbau der

Integrationsfirmen wird finanziell gesichert. Wir setzen uns auf Bundesebene für eine

nachhaltige Finanzierung von Integrationsbetrieben durch die Bundesagentur für Arbeit ein. Menschen mit Behinderungen müssen so behandelt werden wie Menschen mit anderen sog.

Vermittlungshemmnissen.

Wir wollen die Weiterentwicklung persönlicher, trägerübergreifender Budgets forcieren. Eine

besondere Rolle spielt dabei das „Budget für Arbeit“.

Wir wollen notwendige spezialisierte Beratungsangebote und Kompetenzen bündeln und an

bestehende Beratungsstrukturen anbinden, damit sie allen Betroffenen und den beteiligten Stellen überall im Land zu Gute kommen können.

Wir wollen die Inklusion von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen ermöglichen

durch:

-
Stärkung der Zusammenarbeit aller Berufsgruppen, die an der Betreuung, Förderung und Behandlung von Kindern mit Behinderungen beteiligt sein müssen. Dabei muss auch die Selbsthilfe mit einbezogen werden.


Sicherstellung der Versorgungsqualität auf dem bisherigen Niveau auch für Kinder mit

hohen Unterstützungsbedarfen.


Intensivierung des gesellschaftlichen Diskurses über das Zusammenleben von Menschen mit und ohne Behinderungen in unserer Gesellschaft und die Inklusion von Kindern mit Behinderungen.


Mehr Hilfen für Eltern (vor und nach der Geburt), Verknüpfung der frühen Hilfen mit der Frühförderung, Maßnahmen zum Erhalt von Kindergesundheit.


Verbesserung der ambulanten Kinderkrankenpflege durch die Stärkung der vorhandenen Kompetenzzentren und Verknüpfung mit ambulanten und stationären Angeboten für Kinder mit lebensverkürzenden Erkrankungen.


Berücksichtigung der Inklusion in der Jugendhilfe.


Stärkung der Elternarbeit/Elternselbsthilfe.

Wir werden die Verbindung und Finanzierung von Frühförderung und Sozialpädiatrischen Zentren fortsetzen. Wir werden die zukünftige Ausgestaltung der Kommunalisierung der Eingliederungshilfe nach Auswertung der Modellprojekte klären.
Wir wollen, dass Unterstützungsmaßnahmen transparent sind und für alle Kinder gleichermaßen gelten, egal ob es sich um Kinder mit Behinderungen oder chronischen Krankheiten handelt oder nicht. Deshalb werden wir den bundesweiten Prozess mit dem Ziel, die Zuständigkeit für die Unterstützung und Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen zusammenzuführen und in der Kinder- und Jugendhilfe zu verankern politisch in geeigneter Weise stärken, zum Beispiel durch Bundesratsinitiativen, Tagungen, Mitarbeit in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe unter Beteiligung der Kommunen.

Wir werden spezielle Angebote für ältere behinderte Menschen entwickeln. 

Wir werden auch unsere Unterstützungs- und Beratungsangebote für Eltern, die ein Kind mit Behinderungen erwarten, stärken. Wir werden auch spezielle Angebote für ältere Menschen mit Behinderungen entwickeln.

Wir unterstützen die Kommunen bei der Einrichtung von weiteren kommunalen Behindertenbeauftragten und kommunalen Behindertenbeiräten. (Seite 48 – 50) 
8. Gute Gesundheit und Pflege

Gute, solidarische und patientenorientierte Versorgung im ganzen Land

Wir setzen uns ein für die Sicherstellung der bedarfsgerechten Gesundheitsversorgung von

Menschen mit besonderen Bedarfen, zum Beispiel Wohnsitzlose, Menschen mit

Behinderungen, vor allem mit kognitiven und schweren mehrfachen Behinderungen,

Migrantinnen und Migranten, auch mit ungesichertem Aufenthaltsstatus. (Seite 52)

Gute, solidarische und patientenorientierte Versorgung im ganzen Land
Wir stehen für die gleichwertige Versorgung psychisch kranker Menschen mit anderen

Erkrankten. Deshalb werden wir die Psychiatriereform konsequent fortsetzen und die

gemeindenahe psychiatrische Versorgung ausbauen. Die generationenspezifische und

wohnortnahe Versorgung in den Bereichen Kinder- und Jugendpsychiatrie und Jugendpsychotherapie sowie Gerontopsychiatrie wird bedarfsdeckend sichergestellt. Dafür werden wir auch die Vernetzung aller Hilfesysteme, zum Beispiel Jugend- und Kinderpsychiatrie mit der Kinder- und Jugendhilfe, verbessern und den ambulanten Bereich stärken. Die Gerontopsychiatrie als Teil der allgemeinen Psychiatrie soll gestärkt und mit anderen Hilfeund Unterstützungsangeboten, wie Altenhilfe und Angeboten im Bereich Demenz, vernetzt werden.

Die zunehmende Belastung in Ausbildung und Arbeitswelt führt auch zu einer Zunahme von

psychischen und somatischen Belastungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Wir setzen uns neben der Stärkung der seelischen Gesundheit und der betrieblichen Gesundheitsförderung auch dafür ein, dass ein ausreichend hohes Angebot an qualifizierten psychiatrischen und psychotherapeutischen Angeboten bereitgestellt werden kann. Wir wollen die Gesundheitsförderung am Arbeits- und Ausbildungsplatz stärken und Tabus bezüglich seelischer Erkrankungen und Suchtkrankheiten abbauen. Das Land als Arbeitgeber soll in diesen Bereichen für die Betriebe in Rheinland-Pfalz eine Vorbildfunktion entwickeln. (Seite 54) 
Pflege zu Hause stärken
Wir wollen die häusliche Pflege stärken. Dazu gehören für uns vor allem noch mehr Unterstützung von pflegenden Angehörigen, der Ausbau der persönlichen Budgets und Assistenz und die Stärkung der aufsuchenden Betreuungs- und Begleitdienste. Der Hilfe-Mix aus beruflich in der Pflege oder Unterstützung Tätigen, pflegenden Angehörigen und bürgerschaftlich engagierten Menschen ist dabei von besonderer Bedeutung. 

Wir werden uns auf Bundesebene für die regelhafte Einführung eines trägerübergreifenden persönlichen Budgets, auch für ältere Menschen, einsetzen.

Wir werden die niedrigschwelligen Betreuungsangebote, die Selbsthilfe und Angehörigenarbeit sowie die ehrenamtlichen Besuchs- und Begleitdienste stärken.

Um ein möglichst langes Wohnen zu Hause auch bei Pflegebedarf zu ermöglichen, wollen

wir die Angebote für neue Formen von Wohnen und Zusammenleben, persönliche Assistenz

und familienentlastende Hilfen fortführen. Wir werden diese Aktivitäten verbinden mit dem weiteren Ausbau der Barrierefreiheit in Rheinland-Pfalz, unserer Politik für ein gutes Leben

im Alter und unseren Initiativen zur Stärkung des generationenübergreifenden Wohnen. 
Nicht in jedem Fall wird jedoch ein Verbleib in der gewohnten Umgebung möglich sein. Das

Landesgesetz über Wohnformen und Teilhabe unterstützt und fördert das selbstbestimmte

Wohnen älterer Menschen, pflegebedürftiger Erwachsener und von Menschen mit

Behinderungen, die in Einrichtungen leben. Das Gesetz stärkt auch die Position der Verbraucherinnen und Verbraucher, die bei der Auswahl des Wohnangebotes unterstützt

und über ihre Rechte und Möglichkeiten beraten werden. Wir werden die Wirkungen des

Gesetzes überprüfen und weiterentwickeln. Für Menschen mit hohem Pflegebedarf werden wir neue Wohn-, Pflege- und Unterstützungsformen ausbauen und die bestehenden

stationären Einrichtungen dabei unterstützen, dass sie zu kleinen sozialräumlich integrierten

Einheiten weiterentwickelt werden können. (Seite 55/56) 
9. Zukunftsfähige Infrastruktur

Nachhaltige Mobilität

Wir wollen ein Verkehrssystem, das die Mobilität aller Menschen flächendeckend, umweltverträglich, sozialverträglich und barrierefrei gewährleistet. Für uns ist der Öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) ein wesentlicher Bestandteil eines solchen nachhaltigen Verkehrssystems. (Seite 58) 

Rheinland-Pfalz-Takt 2015 – Erfolgsmodell für Rheinland-Pfalz stärken

Wir werden mit einer Reihe von Maßnahmen die Serviceorientierung und Attraktivität des ÖPNV weiter erhöhen. Dazu gehören für uns unter anderem weitere Anstrengungen im Bereich der Bahnhofsanierungen, eine weitere Stärkung der Fahrgastrechte, eine möglichst durchgängige Barrierefreiheit und der erhöhte Einsatz von Zugbegleitern. Wir verfolgen das Ziel einer Mobilitätsgarantie. Mit der Fortsetzung der Echtzeitinitiative und zusätzlichen Bemühungen zur Anschlusssicherung entwickeln wir den ÖPNV qualitativ weiter. (Seite 59) 
10. Finanzen – nachhaltige und sozial gerechte Konsolidierung

Wohnungsbaupolitik

Die Frage nach gesellschaftlicher Teilhabe ist gerade im Zuge des demografischen Wandels eine Frage nach Wohnräumen und neuen Wohnformen. Die Herausforderungen an die rheinland-pfälzische Wohnungsbaupolitik sind regional unterschiedlich ausgeprägt. Während in den Oberzentren Wohnräume knapp sind, wird gerade in vielen ländlichen Gebieten ein altersgerechtes Wohnen immer wichtiger. Barrierefreiheit und neue, generationsübergreifende Wohnformen haben heute zunehmend eine soziale, eine ökonomische und eine standortpolitische Dimension. Die Verpflichtung zum Klimaschutz und die steigenden Energiepreise stellen uns vor große soziale und ökologische Aufgaben. Sie erfordern ein besonderes Engagement bei der energetischen Sanierung des Wohnungsbestandes und hohe Standards bei Neubauten auf allen staatlichen Ebenen. Daher werden wir uns dafür einsetzen, dass die Kürzungen der Programme der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), zur Gebäudesanierung zurückgenommen werden. Wir sehen in den Investitionen für die Sanierung des Wohnungsbestandes auch einen wichtigen Beitrag, ortsnahe Arbeitsplätze im Handwerk und im Mittelstand zu sichern.

Wir werden die Förderung des sozialen Wohnungsbaus in Rheinland-Pfalz fortsetzen und den aktuellen Erfordernissen anpassen. Schwerpunkte der Wohnungsbaupolitik der rotgrünen Landesregierung sind das Wohnen im Alter und ökologische Aspekte:


Im Zuge der demografischen Entwicklung wird die Frage immer wichtiger, wie Menschen auch im Alter gerne und sicher in ihren Wohnräumen bleiben können. Wir wollen uns dafür engagieren, dass ältere Menschen bessere und neue Angebote erhalten, im dörflichen oder städtischen Umfeld selbständig und selbstbestimmt leben zu können. Auch mit Blick auf die zunehmende Bedeutung stationärer Pflege sind neue Wohnformen und barrierefreie Wohnangebote eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe.


Mit der Förderung des ökologischen Bauens und energetischer Sanierungsmaßnahmen wollen wir einen Beitrag zur Reduzierung des Energieverbrauchs und zum Klimaschutz leisten. Die rot-grüne Landesregierung wird in eigener Zuständigkeit Hochbaumaßnahmen mit Vorbildcharakter mit Blick auf Barrierefreiheit und energetische Effizienz errichten. (Seite 70/71) 
12. Vielfalt, demokratische Teilhabe und Engagement
Diskriminierung entgegenwirken

Wir wollen Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, der sexuellen Identität, des Alters oder aufgrund einer Behinderung im Arbeits- und Alltagsleben vermeiden und ihnen konsequent entgegentreten. Der Abbau von Diskriminierung, von Homophobie und Transphobie wird in der Landesregierung eine Querschnittsaufgabe sein. Vor allem beim Abbau der Benachteiligung aufgrund sexueller Identität und der Altersdiskriminierung besteht noch großer Handlungsbedarf. Wir werden die Aufklärungs-, Informations-, Öffentlichkeits- und Projektarbeit fördern und so allen Formen von Diskriminierung nachhaltig entgegentreten. Wir werden diese Aktivitäten an einer Stelle im zuständigen Ministerium bündeln (Antidiskriminierungsstelle). Gleichzeitig werden wir die Zusammenarbeit der Antidiskriminierungsverbände in Rheinland-Pfalz sichern und die Netzwerkbildung fördern. (Seite 78) 
13. Frei und sicher leben
Humanität in der Flüchtlings- und Asylpolitik
Abschiebehaft darf nur als ultima ratio und zur Durchsetzung einer unmittelbar bevorstehenden Abschiebung angeordnet werden. Minderjährige, Schwangere, Alleinerziehende, Eltern mit minderjährigen Kindern, psychisch Kranke, Menschen mit Behinderung oder posttraumatischer Belastungsstörung und ältere Menschen benötigen besonderen Schutz. Sie sollen weiterhin grundsätzlich von der Abschiebehaft ausgenommen werden. (Seite 87)

15. Europa und internationale Zusammenarbeit

Nachhaltige europäische Kohäsionspolitik

Wir halten es für erforderlich, die europäische Kohäsionspolitik neu auszurichten und stärker als bisher auf die Verbesserung von ökologisch nachhaltigem Wachstum, sozialer Gerechtigkeit und Chancengleichheit, Beschäftigung sowie auf die ökologische Modernisierung der Industrie in den Regionen und den Klimaschutz auszurichten, um den

wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt in der Gemeinschaft zu stärken und auch über

2013 hinaus den Einsatz der europäischen Strukturfonds für alle Regionen Europas vorzusehen. Wir beabsichtigen eine Stärkung der lokalen und regionalen Ebene und des Partnerschaftsprinzips durch Einbindung lokaler und regionaler Akteure, Sozial- und

Umweltpartner sowie der Zivilgesellschaft in allen Programmphasen. Dabei sollen Gender

Mainstreaming und Gender Budgeting und die Inklusion behinderter Menschen vorangetrieben werden. (Seite 97) 

Initiative zur Revision des EURATOM-Vertrags


Wir bekennen uns ausdrücklich zu den Antidiskriminierungsrichtlinien der EU und werden für deren konsequente Umsetzung Sorge tragen.

